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Anlage 3 zu  GRDrs 826/2022 

 
 
Satzung über die Ermittlung der Anzahl baurechtlich notwendiger Kfz-Stellplätze 
von Anlagen nach § 37 Abs. 1 Satz 2 LBO (Nicht-Wohnnutzungen) im inneren 
Stadtgebiet der Landeshauptstadt Stuttgart gemäß § 74 Abs. 2 Nr. 1 Landesbauord-
nung Baden-Württemberg 
 
Anregungen der Träger öffentlicher Belange (TÖB) im Rahmen der Beteiligung 
gem. § 74 Abs. 6 LBO i. V. m. § 4a Abs. 2 BauGB 
 
Folgende Träger haben keine Stellungnahme abgegeben: Amt für Umweltschutz, BUND 
Stuttgart, Landesnaturschutzverband BW, NABU Stuttgart, Naturschutzbeauftragte Stadt 
Stuttgart, Stuttgarter Straßenbahn AG, Universitätsbauamt Stuttgart und Hohenheim, 
Verschönerungsverein Stuttgart.   
 

Träger öffentlicher Belange Stellungnahme der Verwaltung 
berück-
sichtigt 

Gesundheitsamt Stuttgart 
(Schreiben vom 21. September 2022) 
 
Zu den vorliegenden Unterlagen 

- Anlage 1 Entwurf der Satzung 
- Anlage 2 Geltungsbereich 

wird vom Sachbereich Trinkwasser 
und Umwelthygiene wie folgt Stellung 
genommen: Keine Einwände. 

 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 

 

Eisenbahn-Bundesamt, Karlsruhe 
(Schreiben vom 27. September 2022) 
 
Das Eisenbahn-Bundesamt ist die zu-
ständige Planfeststellungsbehörde für 
die Betriebsanlagen und die Bahn-
stromfernleitungen (Eisenbahninfra-
struktur) der Eisenbahnen des Bun-
des. Es prüft als Träger öffentlicher 
Belange, ob die zur Stellungnahme 
vorgelegten Planungen bzw. Vorha-
ben die Aufgaben nach § 3 des Geset-
zes über die Eisenbahnverkehrsver-
waltung des Bundes berühren. Diese 
werden von der Satzungsänderung 
nicht berührt. Insofern bestehen keine 
Bedenken. 

 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

Bodensee-Wasserversorgung 
(Schreiben vom 27. September 2022) 
 
Im Bereich dieser Maßnahme befin-
den sich weder vorhandene noch ge-
plante Anlagen der BWV. 
Es werden daher keine Bedenken er-
hoben. 

 
 
 
Kenntnisnahme 
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Verkehrs- und Tarifverbund Stutt-
gart GmbH (VVS) 
(Schreiben vom 11. Oktober 2022) 
 
Ihre Satzung, die festlegt, dass im in-
neren Stadtgebiet der Landeshaupt-
stadt Stuttgart keine PKW Stellplätze 
hergestellt werden müssen, begrüßen 
wir uneingeschränkt. 
Eine Erreichbarkeit dieses Bereichs 
mit in den VVS einbezogenen Ver-
kehrsmittel ist hervorragend, 
so dass aus unserer Sicht eine regel-
mäßige Anfahrbarkeit der Innenstadt 
mit dem PKW (z. B. für Berufspendler) 
nicht erforderlich ist. 

 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 

 

POLIZEIPRÄSIDIUM STUTTGART 
REFERAT PRÄVENTION 
(Schreiben vom 11. Oktober 2022) 
 
1. Kein Platz für Angst und Gewalt 
durch städtebauliche Kriminalprä-
vention 
Die Gestaltung des öffentlichen 
Raums hat eine nicht zu unterschät-
zende Wirkung auf das Sicherheitsge-
fühl der Menschen. Verwahrloste Ge-
bäude, Parkanlagen bei Dunkelheit  
oder Unterführungen und Parkhäuser 
sind nur einige Beispiele, die Angst-
räume für die Bevölkerung entstehen 
lassen. Sowohl bei vorhandenen als 
auch bei neu entstehenden Wohnräu-
men ist der Gesichtspunkt der Präven-
tion durch Städtebau zu berücksichti-
gen – denn gewisse Baustrukturen 
können nicht nur beeinflussen, ob sich 
die Menschen in ihrer Umgebung 
wohlfühlen, sondern wirken sich auch 
auf die Begehung von Straftaten be-
günstigend oder abschreckend aus. 
Quelle: https://www.stuttgart.de/le-
ben/sicherheit/kriminalpraeven-
tion.php 
 
2. Betrachtungsraum 
Der Betrachtungsraum deckt sich mit 
dem Plangebiet wie in der Anlage 2 im 
Plan dargestellt. 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
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3. Betrachtungsweise 
Der dichte Bebauungszustand lässt 
bei Bestandsimmobilien im zu beurtei-
lenden Teil des Stadtgebiets keine 
nachträgliche Herstellung von Stell-
plätzen zu. 
Sollte im zu beurteilenden Teil des 
Stadtgebiets eine Baulücke erzeugt 
werden und ein Neubau folgen, be-
steht laut Entwurf der Stellplatzsat-
zung keine Verpflichtung zur Erstel-
lung eines Stellplatzes. 
In Bezug auf eine Daseinsvorsorge,  
z. B. bei der medizinischen Versor-
gung/Eröffnen einer Arztpraxis, kann 
dies im späteren Betrieb zu verkehrli-
chen Problemen führen. Stellt ein Pra-
xisbetreiber auf freiwilliger Basis keine 
Stellplätze für seine Patienten her, 
wird das Hol- und Bringverhalten in 
den öffentlichen Bereich verlagert. Die 
Folgen sind erhebliche Verkehrsbe-
hinderungen im innerstädtischen Be-
reich. 
Städtebaulich könnte auch eine Redu-
zierung der Daseinsvorsorge die 
Folge der neuen zu beschließenden 
Satzung sein. Bspw. ein Unterneh-
men/ein Mediziner wird sich trotz guter 
Geschäftslage erst gar nicht in einem 
solchen Bereich ansiedeln, da es bei 
Bestandsimmobilien keine Stellplätze 
gibt bzw. schwer zu realisieren sind 
(Anmietung in der Nachbarschaft der 
begehrten Liegenschaft). 
Möglicherweise kann eine Regelung 
gefunden werden, die die Daseinsvor-
sorge eher befürwortet als im zu beur-
teilenden Teil des Stadtgebiets Stutt-
gart reduziert. 
 
 
Kriminalpolizeiliche Beratungs-
stelle 
Es wird eingehend darauf hingewie-
sen, dass bereits im Rahmen der Pla-
nung die Kriminalpolizeiliche Bera-
tungsstelle Auskunft bezüglich sinn-
voller Maßnahmen zum Thema Ein-
bruchschutz gibt (Einbau von Ein-
bruchmeldeanlagen, mögliche mecha-
nische Absicherungen). Hier können 

 
Der Betrachtungsraum der geplanten 
Satzung deckt sich weitestgehend mit 
der Abgrenzung des Zielkonzepts  
„Lebenswerte Innenstadt“. Ziel des 
Konzepts ist es, den motorisierten In-
dividualverkehr stark zu reduzieren, 
um so mehr Aufenthaltsqualität zu 
schaffen. Demnach sollen alle oberir-
dischen Parkplätze im öffentlichen 
Raum zurückgebaut werden. Ausge-
nommen davon sind Parkplätze für 
Menschen mit Behinderung, sie sollen 
auch weiterhin im Betrachtungsraum 
verbleiben. Dadurch wird gewährleis-
tet, dass mobilitätseingeschränkte 
Personen eine optimale Anbindung 
haben und am öffentlichen Leben teil-
haben können, dies betrifft auch die 
Einrichtungen der medizinischen Ver-
sorgung. 
 
Die Innenstadt ist hervorragend an 
das ÖPNV Netz angeschlossen. Auf-
grund dieser Lagegunst können alle 
bestehenden und zukünftigen Einrich-
tungen der Daseinsvorsorge gut er-
reicht werden. Zudem schränkt die 
Satzung die Bautätigkeiten der Errich-
tung von privaten Stellplätzen nicht 
ein, vielmehr eröffnet sie betriebswirt-
schaftliche Spielräume. 
 
Eine Reduzierung der Daseinsvor-
sorge kann aus den Zielen der Sat-
zung nicht abgeleitet werden. Ver-
kehrsbehinderungen, welche auf 
diese Satzung zurückzuführen wären, 
sind aufgrund der beschriebenen städ-
tebaulichen Bestrebungen nicht zu er-
warten. 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

nein 
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bereits vor Baubeginn notwendige In-
formationen eingeholt werden. 
Kontaktadresse: 
Polizeipräsidium Stuttgart 
Referat Prävention- Kriminalpolizei-
liche Beratungsstelle 
Löwentorbogen 9 A 
70376 Stuttgart 
Telefon: +49 (0) 711/8990-1230 
E-Mail: stuttgart.pp.praeven-
tion@polizei.bwl.de 
Die Beratung ist grundsätzlich kosten-
los. 
 
4. Beteiligung 
Das Polizeipräsidium Stuttgart, feder-
führend vertreten durch das Referat 
Prävention, würde auch zukünftig um 
Beteiligung am weiteren Verfahren bit-
ten, um gegebenenfalls Anregungen 
zur städtebaulichen Kriminal- und Ver-
kehrsprävention zu geben.  
Für detaillierte Einzelfragen zum Pro-
jekt stehen wir gerne zur Verfügung. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird zugesagt 
 

Deutsche Bahn AG, Karlsruhe 
(Schreiben vom 8. April 2022) 
 
Die Deutsche Bahn AG, DB Immobi-
lien als von der DB Netz AG, DB Sta-
tion&Service AG und dem Großprojekt 
Stuttgart – Ulm GmbH (PSU) bevoll-
mächtigtes Unternehmen, übersendet 
Ihnen hiermit folgende Gesamtstel-
lungnahme der Träger öffentlicher Be-
lange zum o. g. Verfahren. 
Gegen die Änderung des o. g. Flä-
chennutzungsplanes bestehen von 
Seiten der Deutschen Bahn AG hin-
sichtlich der TöB-Belange keine Ein-
wendungen, wenn folgende Hinweise 
und Anregungen beachtet und berück-
sichtigt werden. 
Der Geltungsbereich der vorgelegten 
Planung beinhaltet Flächen, welche 
sich im Eigentum der Deutschen Bahn 
AG befinden. Bei diesem gewidmeten 
Bahngelände handelt es sich um eine 
planfestgestellte Bahnanlage, welche 
Bestandsschutz genießt. Bahnanla-
gen werden nach dem Allgemeinen 
Eisenbahngesetz festgesetzt. Das 
Fachplanungsrecht über diese Fläche 

 
 
 
Kenntnisnahme 
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obliegt hier dem Eisenbahn-Bundes-
amt (EBA). 
Aus diesem Grund sind diese Flächen 
aufgrund des Fachplanungsprivilegs 
aus § 18 AEG i.V.m. § 38 BauGB der 
kommunalen Planungshoheit entzo-
gen, solange sie nicht gemäß § 23 
AEG von Bahnbetriebszwecken frei-
gestellt worden sind. 
 
Anmerkungen der DB Station&Ser-
vice AG: 
Es sind folgende Punkte während der 
Planung zu beachten: 
1. Die Rettungswege und Zufahrten 
     zum Bahnhofsgelände müssen frei 
     bleiben. 
2.  Zuwege für die Reisenden müs 
     sen barrierefrei begehbar sein. 
3.  Bei vorübergehenden/baubeding- 
     ten Sperrungen der Zuwege zur 
     Station oder zum Bahnsteig müs- 
     sen die Umleitungen ausgeschil- 
     dert werden. 
Sollten Maßnahmen unmittelbar auf 
der Fläche bzw. an den Anlagen der 
DB S&S als Betreiber geplant werden, 
bitten wir um frühzeitige Anmeldung 
beim Bahnhofsmanagement Stuttgart 
Ansprechpartnerin: Frau Natalie Roth, 
Tel. 0733-2092-5676, E-Mail: nata-
lie.roth@deutschebahn.com 
 
Anmerkungen der DB Netz AG: 
Es sind zum Teil Bahnflächen inbegrif-
fen: Bonatzbau + S21-Fläche (gelb); 
Kopfbahnhof + Gleisvorfeld (gelb um-
randet). Der Kopfbahnhof + Gleisvor-
feld bleibt mind. bis zur IBN S21 be-
stehen; über evtl. Weiternutzung (Zu-
satzbahnhof) wurde unseres Wissens 
noch nicht entschieden. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird zugesagt 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
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Allgemein: 
Bei Planungen und Baumaßnahmen 
im Umfeld der Bahnlinie ist die Deut-
sche Bahn AG frühzeitig zu beteiligen, 
da hier bei der Bauausführung ggf. Be-
dingungen zur sicheren Durchführung 
des Bau- sowie Bahnbetriebes zu be-
achten sind. Dies gilt sowohl für eine 
Beteiligung als Angrenzer sowie im 
Rahmen einer Fachanhörung gemäß 
Landesbauordnung Baden-Württem-
berg als auch für genehmigungsfreie 
Bauvorhaben, bei denen die Beteili-
gung direkt durch den Bauherrn zu er-
folgen hat. 
Da auch bahneigene Kabel und Lei-
tungen außerhalb von Bahngelände 
verlegt sein können, ist rechtzeitig vor 
Beginn der Maßnahme eine Kabel- 
und Leitungsprüfung durchzuführen. 
Falls noch nicht geschehen, bitten wir 
im Rahmen der Anhörung der Träger 
öffentlicher Belange das Eisenbahn-
Bundesamt zu beteiligen.  
 
Zuständige Stelle in diesem Fall: 
Eisenbahn-Bundesamt, Außenstelle 
Karlsruhe/Stuttgart, Südendstraße 44, 
76135 Karlsruhe 
 
Wir bitten Sie, uns die Abwägungser-
gebnisse zu gegebener Zeit zuzusen-
den und uns an dem Verfahren weiter-
hin zu beteiligen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird zugesagt 
 
 

Regierungspräsidium Stuttgart 
Ref. 21 - Raumordnung, Baurecht, 
Denkmalschutz  
(Schreiben vom 19. Oktober 2022) 
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Vielen Dank für die Beteiligung an  
o. g. Verfahren. Die Unterlagen wur-
den ins Intranet eingestellt und damit 
den von Ihnen benannten Fachabtei-
lungen im Hause zugänglich gemacht. 
Nach dem vorgelegten Formblatt han-
delt es sich um einen entwickelten Be-
bauungsplan gemäß § 8 Abs. 2 
BauGB. Nach dem Erlass des Regie-
rungspräsidiums vom 11.03.2021 er-
halten Sie bei entwickelten Bebau-
ungsplänen keine Gesamtstellung-
nahme des Regierungspräsidiums. 
Die von Ihnen benannten Fachabtei-
lungen nehmen – bei Bedarf – jeweils 
direkt Stellung. 
 
Raumordnung: 
Aus raumordnerischer Sicht werden 
keine Bedenken geäußert. 
 
Zur Aufnahme in das Raumordnungs-
kataster wird gemäß § 26 Abs. 3 LplG 
gebeten, dem Regierungspräsidium 
nach Inkrafttreten des Planes eine 
Fertigung der Planunterlagen in digita-
lisierter Form an das Postfach Koordi-
nationBauleitplanung@rps.bwl.de zu 
senden.  
 
Die Stadtkreise und großen Kreis-
städte werden gebeten, auch den Be-
kanntmachungsnachweis digital vor-
zulegen. 

Kenntnisnahme 
Es handelt sich hier um eine Satzung 
über örtliche Bauvorschriften und nicht 
um einen Bebauungsplan. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
Wird zugesagt 
 

Vermögen und Bau Baden-Würt-
temberg 
(Schreiben vom 20. Oktober 2022) 
 
Das Amt begrüßt die geplante Sat-
zung der Stadt Stuttgart, da der Entfall 
des bei Neubauten bisher erforderli-
chen Stellplatznachweises bei künfti-
gen Bauvorhaben des Landes inner-
halb des Geltungsbereichs eine deut-
liche Erleichterung bedeutet. Bisher 
mussten für die Erbringung der Stell-
platznachweise zumeist Stellplätze in 
landeseigenen Großgaragen mit Bau-
lasten belegt werden. 
 
Wir regen jedoch an, den Geltungsbe-
reich der Satzung um den Bereich der 

 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die vorliegende Satzung greift die Ab-
grenzung des Zielkonzepts „Lebens-
werte Innenstadt“ auf und zielt darauf 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

nein 
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„Kulturmeile“ zwischen Konrad-Ade-
nauer-Straße und Urbanstraße sowie 
um das Justizareal des OLG und LG 
Stuttgart (Olgastr. 2/Archivstr. 15/Ur-
banstr. 18+20) zu erweitern. Die vor-
geschlagene Erweiterung haben wir in 
beigefügtem Lageplan blau umrandet 
gekennzeichnet. Dies würde eine wei-
tere Entlastung des Landes bei künfti-
gen Bauvorhaben insbesondere im 
Kultur- und Justizbereich darstellen. 

ab, die entsprechenden politischen 
Beschlüsse (26. Oktober 2021, siehe 
Vorlage) umzusetzen. Zukünftig soll 
der Verkehr innerhalb des Cityrings 
deutlich reduziert werden, um Frei-
räume für eine nachhaltige Mobilität zu 
schaffen. Außerhalb des vorgesehe-
nen Geltungsbereichs liegen die ver-
kehrlichen Voraussetzungen für eine 
Aufhebung der Stellplatzverpflichtung 
nicht vor. 

 
Handwerkskammer Region Stutt-
gart 
(Schreiben vom 21. Oktober 2022) 
 
Zu dieser Satzung haben wir keine Be-
denken oder Anregungen. 

 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 

 
 
 
 
 

Verband Region Stuttgart 
(Schreiben vom 25. Oktober 2022) 
 
Der Planung stehen keine regionalpla-
nerischen Ziele entgegen. 
Wir bitten Sie, uns nach Inkrafttreten 
der Satzung ein Exemplar der Planun-
terlagen, möglichst in digitaler Form 
zu überlassen:(E-Mail: planung@re-
gion-stuttgart.org).. 

 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
Wird zugesagt 
 

 
 
 
 
 
 
 

mailto:planung@region-stuttgart.org
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IHK Stuttgart 
(Schreiben vom 25. Oktober 2022) 
 
Das betroffene Gebiet ist im Kern  
deckungsgleich mit jenem Areal, in 
dem auf Basis des Zielbeschlusses 
des Stuttgarter Gemeinderates für 
eine „Lebenswerte Stadt für alle“ eine 
weitestgehend MIV-befreite Zone in 
der Stuttgarter Kerninnenstadt entste-
hen soll. Da im Zuge dieses Vorha-
bens bereits gutachterliche Untersu-
chungen zum künftigen Bedarf und 
der gegenwärtigen Nutzung insb. von 
PKW-Stellflächen vorgenommen wur-
den, bleibt aus Sicht der IHK Region 
Stuttgart für den öffentlichen Raum mit 
höchster Priorität ein Konzept zur Er-
richtung einer hinreichenden Anzahl 
von Liefer- und Ladezonen für die Ver- 
und Entsorgung der im Gebiet ansäs-
sigen Gewerbetreibenden und An-
wohner zu verfolgen.  
Zur konkreten Satzungsänderung: 
Da lediglich die Verpflichtung zur Er-
richtung von Stellplätzen entfällt, ge-
hen wir davon aus, dass die Bauher-
ren nach eigenem Ermessen im Rah-
men der weiteren gesetzlichen Vorga-
ben Stellplätze errichten können.  
Insoweit ergeben sich aus Sicht der 
IHK Region Stuttgart keine Vorbehalte 
gegen die Satzungsänderung. 
Für Informationen über den weiteren 
Verlauf der Planungen wären wir 
Ihnen dankbar. 

 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird zugesagt 
 

 

 


